
Satzung  

des Bundesverbandes Klinischer Diabetes-Einrichtungen (BVKD) e.V. 

 

§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 

1. Der Verein führt den Namen "Bundesverband Klinischer Diabetes-Einrichtungen 
(BVKD)". Der Verein soll in das Vereinsregister eingetragen werden. Nach der Eintra-
gung lautet der Name "Bundesverband Klinischer Diabetes-Einrichtungen (BVKD) e.V." 
Die BVKD ist ein Interessensverband von diabetologisch qualifizierten Kliniken im ge-
samten Bundesgebiet. 

2. Der Verein hat seinen Sitz in Hamburg. 

3. Das Geschäftsjahr des Verbands ist das Kalenderjahr. 

§ 2 Zweck des Vereins 

1. Der Verein ist ein Interessenverband diabetologisch qualifizierter Kliniken in diabetologi-
schen, wirtschaftlichen und juristischen Angelegenheiten und verfolgt dabei ausschließ-
lich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts steuerbegünstigter 
Zwecke der Abgabenordnung. 
Der Satzungszweck wird verwirklicht, insbesondere durch: 
a. Durchführung wissenschaftlicher Veranstaltungen und Forschungsvorhaben; Verga-

be von Forschungsaufträgen, um die im Folgenden genannten Ziele zu erreichen. 
b. qualitätsgesicherte Leistungsangebote in der Diabetiker-Versorgung nach den Leitli-

nien und Richtlinien der Deutschen Diabetes-Gesellschaft 
c. Förderung von einrichtungsinternem und einrichtungsübergreifendem Qualitätsma-

nagement mit dem Ziel der kontinuierlichen Qualitätsverbesserung 
d. Sicherstellung der notwendigen Vergütungsformen, Vergütungen, Budgets 
e. die Wahrnehmung der Interessen bei den Kostenträgern im Gesundheitswesen 
f. die Förderung der Kooperation ambulanter und stationärer Einrichtungen im Rahmen 

der Diabetikerversorgung 
g. Erhaltung der Aus- und Weiterbildungsstätten 
h. Fortbildung von Personen, die in der Diabetikerversorgung tätig sind 
i. Publikationen in Fachpresse und Patientenmedien 

2. Der Verein strebt eine Absprache der gemeinsamen Zielvorstellung sowie eine enge Ko-
operation mit dem Berufsverband Deutscher Diabetologen (BDD) und mit der Deutschen 
Diabetes-Gesellschaft (DDG) an. 

3. Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt keine eigenwirtschaftlichen Zwecke. 
4. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwandt werden. Es darf 

keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind oder durch unver-
hältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. Die Mitglieder erhalten keine Zu-
wendungen aus Mitteln des Vereins. 

5. Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall seines bisherigen Zweckes 
fällt das Vermögen des Vereins an die Deutsche Diabetes-Gesellschaft e.V., die es un-

mittelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat. 

§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft 

1. Mitglied des Vereins kann jede diabetologisch qualifizierte Klinik als juristische Person 
werden. Die Klinik muss die festgelegten Kriterien zur Mitgliedschaft innerhalb des fest-
gesetzten Zeitrahmens erfüllen. 

2. Voraussetzung für den Erwerb der Mitgliedschaft ist ein schriftlicher Aufnahmeantrag, der 
an den Vorstand gerichtet werden soll. 
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3. Der Vorstand entscheidet über den Aufnahmeantrag. Bei Ablehnung des Antrages ist er 
verpflichtet, dem Antragsteller die Gründe mitzuteilen. 

4. Bei Ablehnung hat der Antragsteller die Möglichkeit des Widerspruchs; über Antrag und 
Widerspruch entscheidet dann die Mitgliederversammlung. 

§ 4 Beendigung der Mitgliedschaft 

1. Die Mitgliedschaft endet durch Auflösung einer juristischen Person, Ausschluss, Strei-
chung von der Mitgliederliste oder Austritt aus dem Verein. 

2. Der Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand. Er ist mit Zu-
gang der Erklärung wirksam. 

3. Wenn ein Mitglied schuldhaft in grober Weise die Interessen des Vereins verletzt, kann 
es durch Beschluss der Mitgliederversammlung aus dem Verein ausgeschlossen werden. 
Vor der Beschlussfassung muss dem Mitglied Gelegenheit zur mündlichen oder schriftli-
chen Stellungnahme gegeben werden. Der Beschluss ist schriftlich zu begründen und 
dem Mitglied zuzusenden. 

4. Die Streichung von der Mitgliederliste kann erfolgen, wenn ein Mitglied sich auch nach 
dreimaliger Mahnung um mehr als einen Jahresbeitrag im Rückstand befindet. 

§ 5 Beiträge und Pflichten der Mitglieder 

1. Die Mitarbeiter der Kliniken bringen ihre Arbeitskraft im Rahmen ihrer Fachkenntnisse 
ein. Pflicht ist die kollegiale Zusammenarbeit, Übernahme von medizinischen und organi-
satorischen Aufgaben und die Teilnahme an Mitgliederversammlungen. 

2. Jedes Mitglied erfüllt die Kriterien, die von der Mitgliederversammlung festgelegt werden. 
3. Von den Mitgliedern werden Jahresbeiträge erhoben. Höhe und Fälligkeit der Jahresbei-

träge werden von der Mitgliederversammlung festgesetzt. 

§ 6 Organe des Vereins 

Organe des Vereins sind der Vorstand und die Mitgliederversammlung. In der Mitgliederver-
sammlung werden die Kliniken jeweils durch einen dazu ermächtigten Vertreter repräsentiert. 
Darüber hinaus können die Kliniken weitere nicht stimmberechtigte Personen entsenden. 
Der Vorstand kann auch nach eigenem Ermessen zusätzliche Personen einladen. Die Mit-
gliederversammlung kann die Einrichtung von Ausschüssen beschließen. 

§ 7 Vorstand 

1. Der Vorstand des Vereins besteht aus der/dem Vorsitzenden, der/dem stellvertretenden 
Vorsitzenden, dem Schatzmeister, dem Schriftführer, dem Pressesprecher sowie zwei 
Beisitzern. 

2. Der Vorstand des Vereins im Sinne des § 26 BGB besteht aus der/m Vorsitzenden, 
der/m stellvertretenden Vorsitzenden und dem Schatzmeister. Der Verein wird gerichtlich 
und außergerichtlich durch zwei Vorstandsmitglieder, darunter der Vorsitzende oder der 

stellvertretende Vorsitzende vertreten. 
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§ 8 Zuständigkeit 

1. Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie nicht durch 
Gesetz oder die Satzung der Mitgliederversammlung übertragen sind. Er hat insbesonde-
re folgende Aufgaben: 
a. Führung der Geschäfte der laufenden Verwaltung 
b. Vorbereitung und Einberufung der Mitgliederversammlung sowie Aufstellung der Ta-

gesordnung 
c. Ausführung von Beschlüssen der Mitgliederversammlung 
d. Vorbereitung des Haushaltsplans, Buchführung, Erstellung des Jahresberichts 
e. Beschlussfassung über die Aufnahme von Mitgliedern 
f. Soweit Satzungsänderungen im Rahmen des Eintragungsverfahrens in das Vereins-

register oder im Rahmen der Anerkennung der steuerlichen Gemeinnützigkeit auf-
grund von Auflagen der zuständigen Gerichte oder Behörden erforderlich sind, wird 
gemäß § 26 Abs. 2 BGB der zur Vertretung berechtigter Vorstand unwiderruflich be-
vollmächtigt, diese Änderungen ohne Mitwirkung der Mitgliederversammlung vorzu-
nehmen. Der Vorstand unterrichtet anschließend unverzüglich die Mitglieder über die 
vorgenommenen Änderungen. 

2. Der Vorstand gibt sich eine Geschäftsordnung. 
3. Der Vorstand soll eine Geschäftsstelle unterhalten. Er kann eine/n haupt- oder nebenbe-

rufliche/n Leiter/in der Geschäftsstelle einstimmig beschließen. 
4. Der Vorstand kann Arbeitsgruppen und Qualitätszirkel bilden, die für alle Mitglieder of-

fenstehen. Sie können territorial-, projekt- oder berufsorientiert zusammengesetzt sein. In 
Einzelfällen können Nichtmitglieder in eine Arbeitsgruppe berufen werden. Mitglieder der 
Arbeitsgruppe bestimmt der Vorstand. Die Vorstandsmitglieder sind zur Teilnahme an al-
len Veranstaltungen und Sitzungen des Vereines oder Teilen des Vereines berechtigt. 
Die Vorstandsmitglieder sind von allen Veranstaltungen und Sitzungen mit einer Frist von 
vier Wochen in Kenntnis zu setzen. 

§ 9 Wahl und Amtsdauer des Vorstandes 

1. Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von zwei Jahren, ge-
rechnet von der Wahl an, gewählt. Er bleibt jedoch bis zur Neuwahl des Vorstandes im 
Amt. Jedes Vorstandsmitglied ist einzeln zu wählen. Zu Vorstandsmitgliedern können 
auch Personen aus dem nicht stimmberechtigten Personenkreis der Mitgliederversamm-
lung des Vereins und damit auch Nichtmitglieder gewählt werden. Dabei kann ein Mitglied 
nicht mehr als ein Vorstandsmitglied stellen. Mit der Beendigung der Mitgliedschaft endet 
auch das Amt eines Vorstandsmitgliedes. 

2. Scheidet ein Mitglied des Vorstandes vorzeitig aus, so findet auf der nächsten Mitglieder-
versammlung für die restliche Amtsdauer des Ausgeschiedenen eine Nachwahl statt. Der 
Vorstand ist auch nach dem Ausscheiden eines Vorstandsmitglieds noch in vollem Um-
fang entscheidungs- und handlungsbefugt, solange noch mindestens 5 Vorstandsmitglie-
der im Amt sind. 

3. Der Vorstand führt die Geschäfte ehrenamtlich. Sie erhalten Ersatz für die im Rahmen 
ihrer Tätigkeit für den Verein entstandenen notwendigen Aufwendungen. Die Mitglieder-
versammlung kann durch Beschluss, der einer einfachen Mehrheit bedarf, eine Vergü-
tung für Vorstandsmitglieder in den Grenzen des § 31 a Abs. 1 BGB und die Einzelheiten 
des Aufwendungsersatzanspruches beschließen. 

§ 10 Sitzungen und Beschlüsse des Vorstandes 

1. Der Vorstand beschließt in Sitzungen, die vom Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung 
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vom stellvertretenden Vorsitzenden einberufen werden; die Tagesordnung braucht nicht 
angekündigt zu werden. Eine Einberufungsfrist von einer Woche soll eingehalten werden. 

2. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens vier seiner Mitglieder anwesend sind. 
Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen; 
bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden, bei dessen Abwesen-
heit die des stellvertretenden Vorsitzenden. 

3. Der Vorstand kann im schriftlichen Verfahren beschließen, wenn alle Vorstandsmitglieder 
dem Gegenstand der Beschlussfassung zustimmen.  

§ 11 Mitgliederversammlung 

1. In der Mitgliederversammlung hat jedes Mitglied eine Stimme. Die Bevollmächtigung zur 
Ausübung des Stimmrechts ist für jede Mitgliederversammlung gesondert zu erteilen. 

2. Die Mitgliederversammlung ist für folgende Angelegenheiten zuständig: 
a. Genehmigung des Haushaltsplans für das nächste Geschäftsjahr; Entgegennahme 

des Jahresberichts des Vorstandes; Entlastung des Vorstandes 
b. Festsetzung der Mitgliedsbeiträge 
c. Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstandes 
d. Beschlussfassung über Änderung der Satzung und über die Auflösung des Vereins 
e. Definition der Vereinsziele, der Kriterien zur Mitgliedschaft und der durchzuführenden 

Maßnahmen 
f. Besorgung aller sonstigen Angelegenheiten des Vereins, soweit diese nicht durch 

Satzung oder Beschluss der Mitgliederversammlung vom Vorstand oder einem ande-
ren Vereinsorgan zu besorgen sind. 

§ 12 Einberufung der Mitgliederversammlung 

1. Mindestens einmal im Jahr muss die ordentliche Mitgliederversammlung stattfinden. Sie 
wird vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist von vier Wochen schriftlich oder durch 
elektronische Post (E-Mail) unter Angabe der Tagesordnung einberufen. Die Frist beginnt 
mit dem auf die Absendung des Einladungsschreibens folgenden Tag. Das Einladungs-
schreiben gilt dem Mitglied als zugegangen, wenn es an die letzte vom Mitglied dem 
Verein schriftlich bekanntgegebene Adresse gerichtet ist. Die Tagesordnung setzt der 
Vorstand fest. 

2. Jedes Mitglied kann bis spätestens zwei Wochen vor einer Mitgliederversammlung beim 
Vorstand schriftlich eine Ergänzung der Tagesordnung beantragen. Alle rechtzeitigen Er-
gänzungsanträge sind allen Mitgliedern unverzüglich per E-Mail bekannt zu geben. Der 
Versammlungsleiter hat zu Beginn der Mitgliederversammlung abstimmen zu lassen, 
welche Ergänzungsanträge in die Tagesordnung aufgenommen werden. Über Anträge 
auf Ergänzung der Tagesordnung, die erst in der Mitgliederversammlung gestellt werden, 
darf nur beschlossen werden, wenn sie einen engen Zusammenhang zu Tagesord-
nungspunkten aufweisen, die in zulässiger Weise in die Tagesordnung der Mitgliederver-
sammlung aufgenommen wurden, oder wenn alle Mitglieder des Vereins anwesend sind 
und zustimmen.  

3. Eine Mitgliederversammlung kann virtuell (onlinie), in physischer Präsenz der Mitglieder 
oder gemischt (hybrid) durchgeführt werden. Der Vorstand entscheidet, in welcher Form 
die Mitgliederversammlung durchgeführt wird oder ob die Mitglieder ausschließlich in 
Textform (siehe Absatz 4) abstimmen.   

4. Abweichend von § 32 Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist ein Beschluss oder eine 
Wahl ohne Versammlung der Mitglieder auch durch Abstimmung der Mitglieder in Text-

form gültig, wenn 
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• alle Mitglieder beteiligt wurden, 

• die Einladung zur Abstimmung schriftlich, per E-Mail oder in sonstiger Textform an die 
Mitglieder versandt wurde, 

• vom Tag der Versendung der Einladung an die Mitglieder mindestens eine Frist von 4 
Wochen zur Abgabe ihrer Stimme in Textform gesetzt wurde, 

• mindestens ein Drittel der stimmberechtigten Mitglieder ihre Stimmen schriftlich, per 
E-Mail oder in sonstiger Textform abgegeben haben und  

• der Beschluss oder die Wahl mit der nach dieser Satzung erforderlichen Mehrheit ge-
fasst wurde. 

 

§ 13 Außerordentliche Mitgliederversammlung 

Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist vom Vorstand unter der Angabe der Grün-
de und der Einhaltung einer Frist von einer Woche einzuberufen, wenn das Interesse des 
Vereins dies erfordert oder wenn mindestens ein Drittel der Mitglieder dies schriftlich unter 
Angabe des Zwecks und der Gründe beantragt. 

§ 14 Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 

1. Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom stell-
vertretenden Vorsitzenden, bei Verhinderung beider Vorsitzenden von einem weiteren 
Vorstandsmitglied geleitet. Ist kein Vorstandsmitglied anwesend, bestimmt die Versamm-
lung den Versammlungsleiter. Bei Wahlen kann die Versammlungsleitung für die Dauer 
des Wahlgangs und der vorhergehenden Diskussion einem Wahlausschuss übertragen 
werden. 

2. Die Art der Abstimmung bestimmt der Versammlungsleiter. Eine Abstimmung muss 
schriftlich durchgeführt werden, wenn 1/3 der erschienenen stimmberechtigten Mitglieder 
dies beantragt. Bei Personalentscheidungen ist auf Antrag eine geheime Abstimmung 
durchzuführen. 

3. Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn mindesten 1/8 sämtlicher Vereins-
mitglieder anwesend ist. Bei Beschlussunfähigkeit ist der Vorstand verpflichtet, innerhalb 
vier Wochen eine zweite Mitgliederversammlung mit der gleichen Tagesordnung einzu-
berufen; diese ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder beschlussfä-
hig. Hierauf ist in der Einladung hinzuweisen. 

4. Die Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse im Allgemeinen mit einfacher Mehrheit der 
abgegebenen gültigen Stimmen. Zur Änderung der Satzung ist jedoch eine Mehrheit von 
2/3 der abgegebenen gültigen Stimmen, zur Auflösung des Vereins eine solche von 9/10 
erforderlich mit mehr als 50 % der Mitglieder. 

5. Bei Wahlen ist gewählt, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen er-
halten hat. Hat niemand mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhalten, 
so findet zwischen den beiden Kandidaten, die die meisten Stimmen erhalten haben, ei-
ne Stichwahl statt. Gewählt ist dann derjenige, der die meisten Stimmen erhalten hat. Bei 
gleicher Stimmenzahl entscheidet das von dem Versammlungsleiter zu ziehende Los. 

6. Über Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das vom 
jeweiligen Schriftführer zu unterzeichnen ist. 

§ 15 Auflösung des Vereins 

1. Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung mit einer Mehrheit 
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von 9/10 mit mehr als 50 % der Mitglieder der abgegebenen gültigen Stimmen beschlos-
sen werden. (§ 14, Abs. 4) 

2. Falls die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind der Vorsitzende und der 
stellvertretende Vorsitzende gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren. 

3. Das nach Beendigung der Liquidation vorhandene Vermögen fällt an die Deutsche Dia-
betes-Gesellschaft e.V. 

4. Die vorstehenden Bestimmungen gelten entsprechend, wenn der Verein aus einem an-
deren Grund aufgelöst wird oder seine Rechtsfähigkeit verliert. 

§ 16 Datenschutz 

1. Zur Erfüllung der Zwecke und Aufgaben des Vereins werden unter Beachtung der Vor-
gaben der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) und des Bundesdatenschutz-
gesetzes (BDSG) personenbezogene Daten über persönliche und sachliche Verhältnisse 
der Mitglieder und ihrer Vertreter (Name, Vorname, Geburtsdatum, Anschrift, Kontaktda-
ten, Telefon und E-Mail, Eintritt in den Verein, Ehrungen) im Verein verarbeitet und ge-
speichert.  

2. Soweit die in den jeweiligen Vorschriften beschriebenen Voraussetzungen vorliegen, hat 
jedes Vereinsmitglied insbesondere die folgenden Rechte:  
- das Recht auf Auskunft nach Artikel 15 DS-GVO,  
- das Recht auf Berichtigung nach Artikel 16 DS-GVO,  
- das Recht auf Löschung nach Artikel 17 DS-GVO,  
- das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung nach Artikel 18 DS-GVO,  
- das Recht auf Datenübertragbarkeit nach Artikel 20 DS-GVO und  
- das Widerspruchsrecht nach Artikel 21 DS-GVO.  
Ist den Vereinsorganen die ordnungsgemäße Aufgabenerfüllung in Bezug auf ein Ver-
einsmitglied wegen einer Ausübung der vorgenannten Rechte nicht mehr möglich, kann 
der Vorstand die Streichung des Mitglieds von der Mitgliederliste im Verfahren nach § 4 
Ziff. 4 dieser Satzung beschließen. 

3. Den Organen des Vereins, allen Mitarbeitern oder sonst für den Verein Tätigen ist es 
untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu anderen als dem jeweiligen zur Aufga-
benerfüllung gehörenden Zweck zu verarbeiten, bekannt zu geben, Dritten zugänglich zu 
machen oder sonst zu nutzen. Diese Pflicht besteht auch über das Ausscheiden der 
oben genannten Personen aus dem Verein hinaus. 

 
 
Frankfurt, den 18. Dezember 2000 
 
 
Geändert durch die Mitgliederversammlung am 01.03.2012 
Geändert durch die Mitgliederversammlung am 21.03.2013 
Geändert durch die Mitgliederversammlung am 10.06.2022 


